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B-VG Art133 Abs4

FPG 867 Abs1

FPG 867 Abs2

FPG §70 Abs3

. B-VG Art. 133 heute

—_

2. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

3. B-VG Art. 133 giiltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

4. B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

5. B-VG Art. 133 giiltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013

6. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012

7. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003

8. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974

9. B-VG Art. 133 giltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 gultig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

1. FPG 867 heute

2. FPG § 67 glltig ab 12.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

3. FPG § 67 giiltig von 01.11.2017 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017

4. FPG § 67 gultig von 01.11.2017 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017

5. FPG § 67 giiltig von 01.01.2014 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012

6. FPG § 67 giltig von 01.07.2011 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 38/2011

7. FPG § 67 glltig von 01.01.2010 bis 30.06.2011zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 122/2009

8. FPG § 67 gliltig von 01.01.2006 bis 31.12.2009

1. FPG 867 heute

2. FPG § 67 glltig ab 12.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

3. FPG 8§ 67 giltig von 01.11.2017 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017

4. FPG § 67 gultig von 01.11.2017 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017

5. FPG § 67 giiltig von 01.01.2014 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
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FPG & 70 heute

FPG § 70 glltig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026
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IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Markus MAYRHOLD als Einzelrichter tber die Beschwerde
der XXXX , geb. XXXX , StA.. Deutschland vertreten durch die Bundesagentur fir Betreuungs- und
Unterstltzungsleistungen, Gesellschaft mbH in 1020 Wien, gegen den Bescheid des Bundesamtes fur Fremdenwesen
und Asyl vom 05.01.2023, Zahl XXXX , nach mundlicher Verhandlung zu Recht erkannt:Das Bundesverwaltungsgericht
hat durch den Richter Mag. Markus MAYRHOLD als Einzelrichter tiber die Beschwerde der rémisch 40, geb. rémisch 40
, StA.: Deutschland vertreten durch die Bundesagentur fur Betreuungs- und Unterstltzungsleistungen, Gesellschaft
mbH in 1020 Wien, gegen den Bescheid des Bundesamtes flr Fremdenwesen und Asyl vom 05.01.2023, Zahl rémisch

40, nach mundlicher Verhandlung zu Recht erkannt:

A)

Der Beschwerde wird stattgegeben und der bekampfte Bescheid zur Ganze aufgehoben.
B)

Die Revision ist gemafl3 Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssigDie Revision ist gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht

zulassig.

Text

Entscheidungsgrinde:, Entscheidungsgriinde:
I. Verfahrensgang:réomisch eins. Verfahrensgang:

1. Mit Schreiben des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl (im Folgenden: BFA) vom 25.04.2022, der
Beschwerdefihrerin (im Folgenden: BF) zugestellt am 27.04.2022, wurde diese daruber in Kenntnis gesetzt, dass
beabsichtigt sei, gegen sie ein Aufenthaltsverbot zu erlassen. Zugleich wurde sie zur Beantwortung konkreter, ihre
personlichen Verhaltnisse betreffenden Fragen und Abgabe einer dahingehenden Stellungnahme binnen zwei Wochen

ab Erhalt dieses Schreibens aufgefordert.
2. Die BF gab hierzu keine entsprechende Stellungnahme ab.

3. Mit dem oben im Spruch genannten Bescheid des BFA, der BF persénlich zugestellt am 19.01.2023, wurde gegen
diese gemal3 8 67 Abs. 1 und 2 FPG ein auf 2 (zwei) Jahre befristetes Aufenthaltsverbot erlassen (Spruchpunkt I.) und
ihr gemal § 70 Abs. 3 FPG ein Durchsetzungsaufschub von einem Monat erteilt (Spruchpunkt I1.)3. Mit dem oben im
Spruch genannten Bescheid des BFA, der BF personlich zugestellt am 19.01.2023, wurde gegen diese gemal3 Paragraph
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67, Absatz eins und 2 FPG ein auf 2 (zwei) Jahre befristetes Aufenthaltsverbot erlassen (Spruchpunkt rémisch eins.) und
ihr gemal Paragraph 70, Absatz 3, FPG ein Durchsetzungsaufschub von einem Monat erteilt (Spruchpunkt rémisch

Zwei.).

4. Mit per E-Mail am 08.02.2023 dem BFA Ubermittelten Schreiben erhob die BF durch die im Spruch angefuhrte
Rechtsvertretung Beschwerde gegen den im Spruch genannten Bescheid beim Bundesverwaltungsgericht (im
Folgenden: BVWG).

Darin wurde beantragt, den angefochtenen Bescheid zur Ganze zu beheben, in eventu das fur die Dauer von 2 Jahren
befristete Aufenthaltsverbot aufzuheben oder auf eine verhaltnismalige Dauer zu kirzen, zur gebotenen Erganzung
des mangelhaft gebliebenen  Ermittlungsverfahrens gemalR8 24 Abs. 1 VwGVG eine mundliche
Beschwerdeverhandlung durchzufihren sowie infolge der (vorhergehenden) Aufhebung des verhangten
Aufenthaltsverbotes den gewahrten Durchsetzungsaufschub fir gegenstandslos zu erkldren.Darin wurde beantragt,
den angefochtenen Bescheid zur Ganze zu beheben, in eventu das fiir die Dauer von 2 Jahren befristete
Aufenthaltsverbot aufzuheben oder auf eine verhaltnismaRige Dauer zu kirzen, zur gebotenen Erganzung des
mangelhaft gebliebenen Ermittlungsverfahrens gemaR Paragraph 24, Absatz eins, VWGVG eine mindliche
Beschwerdeverhandlung durchzufihren sowie infolge der (vorhergehenden) Aufhebung des verhdngten
Aufenthaltsverbotes den gewahrten Durchsetzungsaufschub fiir gegenstandslos zu erklaren.

5. Die gegenstandliche Beschwerde und der zugehdrige Verwaltungsakt wurden vom BFA dem BVwG am 28.02.2023
vorgelegt und langten dort am 03.03.2023 ein.

6. Am 09.05.2023 fand vor dem BVwG, AuBenstelle Graz eine ¢ffentliche mindliche Verhandlung statt, an welcher die
BF und eine Mitarbeiterin ihrer RV teilnahmen sowie der Lebensgefdhrte der BF als Zeuge befragt wurde.6. Am
09.05.2023 fand vor dem BVwG, AuBenstelle Graz eine ¢ffentliche mindliche Verhandlung statt, an welcher die BF und
eine Mitarbeiterin ihrer Regierungsvorlage teilnahmen sowie der Lebensgeféhrte der BF als Zeuge befragt wurde.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen (Sachverhalt):

1.1. Die BF fuhrt die im Spruch angegebene Identitdt (Name und Geburtsdatum), ist deutsche Staatsburgerin, ledig und
frei von Obsorgepflichten. Sie reiste im Februar 2017 nach Osterreich und hélt sich hier seit 06.02.2017 ohne
Unterbrechung und durchgehend gemeldet auf. Seit Marz 2022 flhrt sie mit dem sterreichischen Staatsbirger XXXX,
geboren am XXXX , eine Beziehung und lebt mit diesem seit 31.10.2022 im gemeinsamen Haushalt. Das Verhaltnis zur
vierjahrigen Tochter ihres Partners ist sehr gut. Dieses ist durch gemeinsame Unternehmungen, wie Spielplatz- und
Besuche bei den Eltern ihres Freundes sowie Ausflige, beispielsweise in den Tierpark, gekennzeichnet. Die Stieftochter
der BF halt sich jedes zweite Wochenende von Freitag bis Sonntag und in den Wochen dazwischen einen zusatzlichen
Tag in deren Haus auf. 1.1. Die BF fuhrt die im Spruch angegebene Identitdt (Name und Geburtsdatum), ist deutsche
Staatsbiirgerin, ledig und frei von Obsorgepflichten. Sie reiste im Februar 2017 nach Osterreich und hélt sich hier seit
06.02.2017 ohne Unterbrechung und durchgehend gemeldet auf. Seit Marz 2022 fuhrt sie mit dem 0Osterreichischen
Staatsblrger romisch 40, geboren am rdmisch 40, eine Beziehung und lebt mit diesem seit 31.10.2022 im
gemeinsamen Haushalt. Das Verhaltnis zur vierjahrigen Tochter ihres Partners ist sehr gut. Dieses ist durch
gemeinsame Unternehmungen, wie Spielplatz- und Besuche bei den Eltern ihres Freundes sowie Ausflige,
beispielsweise in den Tierpark, gekennzeichnet. Die Stieftochter der BF halt sich jedes zweite Wochenende von Freitag
bis Sonntag und in den Wochen dazwischen einen zusatzlichen Tag in deren Haus auf.

1.2. Zu ihrer in Deutschland wohnenden Mutter, ihrem Bruder und ihrem Stiefvater halt die BF regelmaligen
telefonischen Kontakt, im Abstand von etwa 4 bis 6 Wochen sehen die Familienmitglieder einander personlich.

1.3. Die BF ist seit 01.05.2023 bei der XXXX in XXXX beschaftigt, mit dem Wareneingang befasst und erhalt hierfir einen
monatlichen Nettolohn zwischen € 1.700,00 und 1.800,00. Damit kdnnte sie auch alleine ihren Lebensunterhalt
sichern. Bereits zuvor ging die BF ab Mai 2019 Erwerbstatigkeiten bei drei weiteren Arbeitgebern nach.1.3. Die BF ist
seit 01.05.2023 bei der rémisch 40 in romisch 40 beschaftigt, mit dem Wareneingang befasst und erhalt hierfir einen
monatlichen Nettolohn zwischen € 1.700,00 und 1.800,00. Damit kdnnte sie auch alleine ihren Lebensunterhalt
sichern. Bereits zuvor ging die BF ab Mai 2019 Erwerbstatigkeiten bei drei weiteren Arbeitgebern nach.
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Die BF ist AulRenstanden in der Hohe von rund € 3.600,00 ausgesetzt, welche aus einer Exekution des Bezirksgerichts
Braunau resultieren und die sie in Raten bis zum Sommer 2023 abzuzahlen beabsichtigt.

1.4. Die BF wurde mit Urteil des Landesgerichts XXXX zu Zahl XXXX, in Rechtskraft erwachsen am XXXX .2020, gemalR §8
27 Abs. 1 Z 1, 1. und 2, Fall, § 28a Abs. 1, 5. Fall sowie § 27 Abs.1 Z 1, 5. und 6. Fall wegen unerlaubten Umgangs mit
Suchtgiften sowie Suchtmittelhandels zu einer bedingten Freiheitsstrafe von 18 Monaten unter Setzung einer
Probezeit von 3 Jahren verurteilt. Gleichzeitig wurde die Bewahrungshilfe angeordnet.1.4. Die BF wurde mit Urteil des
Landesgerichts rémisch 40 zu Zahl romisch 40, in Rechtskraft erwachsen am rémisch 40 .2020, gemal Paragraphen
27, Absatz eins, Ziffer eins, eins und 2, Fall, Paragraph 28 a, Absatz eins, 5, Fall sowie Paragraph 27, Absatz eins, Ziffer
eins, 5und 6, Fall wegen unerlaubten Umgangs mit Suchtgiften sowie Suchtmittelhandels zu einer bedingten
Freiheitsstrafe von 18 Monaten unter Setzung einer Probezeit von 3 Jahren verurteilt. Gleichzeitig wurde die

Bewahrungshilfe angeordnet.

Der BF wurde darin angelastet, sie habe von zumindest XXXX .2018 bis XXXX .2020 gemeinsam mit David H. in XXXX,
XXXX und andernorts Der BF wurde darin angelastet, sie habe von zumindest romisch 40.2018 bis romisch 40 .2020

gemeinsam mit David H. in rdmisch 40, romisch 40 und andernorts

1. zusammen mit David H. in wiederholten Angriffen verschiedene Suchtgifte, namlich Cannabiskraut (verbotener
Wirkstoff Delta-9-THC bzw. THCA) Amphetamine, MDMA, Kokain und Ecstasy-Tabletten erworben, besessen oder

anderen angeboten;
2. alleine Suchtgift, namlich 150 Gramm Amphetamin, von Deutschland aus nach Osterreich eingefuhrt;

3. alleine Suchtgifte in einer die Grenzmenge (8 28b SMG) tbersteigenden Menge, namlich zumindest 1.165 Gramm
Amphetamine mit einem Reinheitsgehalt von zumindest 7 %, zumindest 80 Gramm MDMA mit einem Reinheitsgehalt
von zumindest 40 % sowie zumindest 275 Gramm Cannabiskraut brutto (verbotener Wirkstoff Delta-9-THC bzw. THCA)
mit einem Reinheitsgehalt von zumindest 9 % THCA durch Uberwiegend gewinnbringenden Verkauf anderen
Uberlassen, und zwar Alexander S., Ralph E.B, Constantin M., Besim S., Lazlo-Lorenzo B., Philipp S., Lisa B., Daniela L.,
Julien M., Domic S., Thomas C, Adnan P., Nicole S., Alisha L., Nina S., Nicole K., David J. Simon W., Ruth K., Daniel B.,
Daniel B. (verschiedene Personen) sowie weitere noch auszuforschende Suchtgiftkonsumenten.3. alleine Suchtgifte in
einer die Grenzmenge (Paragraph 28 b, SMG) Ubersteigenden Menge, ndmlich zumindest 1.165 Gramm Amphetamine
mit einem Reinheitsgehalt von zumindest 7 %, zumindest 80 Gramm MDMA mit einem Reinheitsgehalt von zumindest
40 % sowie zumindest 275 Gramm Cannabiskraut brutto (verbotener Wirkstoff Delta-9-THC bzw. THCA) mit einem
Reinheitsgehalt von zumindest 9 % THCA durch Uberwiegend gewinnbringenden Verkauf anderen Uberlassen, und
zwar Alexander S., Ralph E.B, Constantin M., Besim S., Lazlo-Lorenzo B., Philipp S., Lisa B., Daniela L., Julien M., Domic
S., Thomas C, Adnan P., Nicole S., Alisha L., Nina S., Nicole K., David J. Simon W., Ruth K., Daniel B., Daniel B.
(verschiedene Personen) sowie weitere noch auszuforschende Suchtgiftkonsumenten.

Als mildernd wurden das Alter unter 21 Jahren, die Unbescholtenheit, das umfassende und zur Aufklarung beitragende
Gestandnis, die eigene Suchtgiftgewdhnung sowie die Sicherstellung von Suchtgift, als erschwerend das
Zusammentreffen sowie die mehrfache Grenzlberschreitung gewertet.

Es wird festgestellt, dass der BF die besagten Straftaten begangen und die beschriebenen Verhaltensweisen gesetzt
hat.

Die BF pflegt keinen Kontakt mehr zu David H. und hat sich von den geschilderten Verhaltensweisen distanziert.
2. Beweiswurdigung:

2.1. Der oben unter Punkt I. angefuhrte Verfahrensgang ergibt sich aus dem unzweifelhaften und unbestrittenen
Akteninhalt des  vorgelegten  Verwaltungsaktes des BFA, des vorliegenden  Gerichtsaktes des
Bundesverwaltungsgerichtes und der miindlichen Verhandlung.2.1. Der oben unter Punkt romisch eins. angefihrte
Verfahrensgang ergibt sich aus dem unzweifelhaften und unbestrittenen Akteninhalt des vorgelegten
Verwaltungsaktes des BFA, des vorliegenden Gerichtsaktes des Bundesverwaltungsgerichtes und der mundlichen
Verhandlung.

2.2. Die oben getroffenen Feststellungen beruhen auf den Ergebnissen des vom erkennenden Gericht aufgrund des
vorliegenden Aktes durchgefihrten Ermittlungsverfahrens und werden in freier Beweiswlrdigung der
gegenstandlichen Entscheidung als maRgeblicher Sachverhalt zugrunde gelegt:
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2.2.1. Die BF legte einen auf ihren Namen lautenden deutschen Reisepass vor, an dessen Echtheit und Richtigkeit keine
Zweifel aufgekommen sind.

2.2.2. Die Verurteilung der BF in Osterreich samt den ndheren Ausfilhrungen zu den Taten sowie die Feststellung, dass
der BF die besagten Straftaten begangen und die beschriebenen Verhaltensweisen gesetzt hat, beruhen auf einer
Einsichtnahme in das Strafregister der Republik Osterreich und einer im Akt einliegenden Kopie des Strafurteils. Dass
die BF ihr Verhalten bereut, das Unrecht ihres Verhaltens einsieht und sich von den vergangenen kriminellen
Machenschaften gelost hat, hat sie in der Verhandlung nicht nur behauptet, sondern geht auch das seit der
Verurteilung geregelte Leben, wie die Beziehung mit Andreas Binder in diese Richtung und unterstreicht die Meinung
der BF.

Der auf den Namen der BF lautende Sozialversicherungsdatenauszug forderte die oben erwahnten Beschaftigungen
wie die aktuelle Erwerbstatigkeit zu Tage. Ferner legte die BF in der Verhandlung ihren Dienstvertrag, die Anmeldung
zur Sozialversicherung betreffend ihre jungste Beschaftigung und eine Stellenbeschreibung vor, aus welchen
Unterlagen sich in Zusammenhalt mit den Ausfihrungen der BF auch deren monatliches Nettoentgelt ergibt, welches
auch durch Eingabe auf dem Portal www.lohnrechner.com bestatigt wird (der Bruttolohn betragt € 2.500,00). Da
dessen Hohe tber dem fur Einzelpersonen im ASVG normierten Sozialhilferichtsatz liegt, konnte die BF mit dem ihr zur
Verflgung stehenden Lohn auch alleine ihre Existenz sichern.

In der mundlichen Verhandlung hat die BF glaubhaft versichert, Schulden in der H6he von rund € 3.600,00 ausgesetzt
zu sein, welche sie in Raten abbezahlt.

Die mit XXXX geflihrte Lebens- und Haushaltsgemeinschaft hat die BF in der mundlichen Verhandlung glaubhaft
dargelegt, zumal diese wie das gute Verhaltnis zu dessen Tochter und die Anzahl ihrer Besuche mit den Angaben des
als Zeugen vernommenen Binder einander deckt. Die gemeinsame Unterkunftnahme ist ferner mit dem Inhalt des auf
beide Personen lautenden Auszuges aus dem Zentralen Melderegister in Einklang zu bringen. Aus diesem lasst sich
ferner der seit rund 6 Jahren durchgehende Aufenthalt im Inland ableiten.Die mit rémisch 40 gefuhrte Lebens- und
Haushaltsgemeinschaft hat die BF in der mundlichen Verhandlung glaubhaft dargelegt, zumal diese wie das gute
Verhéltnis zu dessen Tochter und die Anzahl ihrer Besuche mit den Angaben des als Zeugen vernommenen Binder
einander deckt. Die gemeinsame Unterkunftnahme ist ferner mit dem Inhalt des auf beide Personen lautenden
Auszuges aus dem Zentralen Melderegister in Einklang zu bringen. Aus diesem lasst sich ferner der seit rund 6 Jahren
durchgehende Aufenthalt im Inland ableiten.

Den Kontakt zu den im Deutschland wohnhaften Familienmitgliedern hat die BF vor dem erkennenden Gericht ebenso
plausibel geschildert.

3. Rechtliche Beurteilung:
Zu Spruchteil A):

3.1. Zu Spruchpunkt I. des angefochtenen Bescheides.3.1. Zu Spruchpunkt rémisch eins. des angefochtenen
Bescheides.:

GemaR § 2 Abs. 4 Z 1 FPG gilt als Fremder, jeder der die Osterreichische Staatsburgerschaft nicht besitzt und gemafd
Abs. 8 leg cit. als EWR-Burger, ein Fremder der Staatsangehoriger einer Vertragspartei des Abkommens Uber den
Europaischen Wirtschaftsraum (EWR-Abkommen) ist. GemaR Paragraph 2, Absatz 4, Ziffer eins, FPG gilt als Fremder,
jeder der die 6sterreichische Staatsburgerschaft nicht besitzt und gemal Absatz 8, leg cit. als EWR-BUrger, ein Fremder
der Staatsangehoriger einer Vertragspartei des Abkommens Uber den Europdischen Wirtschaftsraum (EWR-
Abkommen) ist.

Die BF ist auf Grund ihrer deutschen Staatsbirgerschaft EWR-Blrgerin gemalR8 2 Abs. 4 Z 8 FPG.Die BF ist auf Grund
ihrer deutschen Staatsbirgerschaft EWR-Burgerin gemaR Paragraph 2, Absatz 4, Ziffer 8, FPG.

3.1.1. Der mit ,Unionsrechtliches Aufenthaltsrecht von EWR-Burgern fir mehr als drei Monate” betitelte8 51 NAG
lautet:3.1.1. Der mit ,Unionsrechtliches Aufenthaltsrecht von EWR-Birgern fir mehr als drei Monate" betitelte
Paragraph 51, NAG lautet:

»8 51. (1) Auf Grund der FreizUgigkeitsrichtlinie sind EWR-Burger zum Aufenthalt fir mehr als drei Monate berechtigt,

wenn sie
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1. in Osterreich Arbeitnehmer oder Selbstindige sind;

2. far sich und ihre Familienangehdrigen Uber ausreichende Existenzmittel und einen umfassenden
Krankenversicherungsschutz verfligen, so dass sie wdhrend ihres Aufenthalts weder Sozialhilfeleistungen noch die
Ausgleichszulage in Anspruch nehmen mussen, oder

3. als Hauptzweck ihres Aufenthalts eine Ausbildung einschlieBlich einer Berufsausbildung bei einer &6ffentlichen
Schule oder einer rechtlich anerkannten Privatschule oder Bildungseinrichtung absolvieren und die Voraussetzungen
der Z 2 erfullen.3. als Hauptzweck ihres Aufenthalts eine Ausbildung einschlieBlich einer Berufsausbildung bei einer
offentlichen Schule oder einer rechtlich anerkannten Privatschule oder Bildungseinrichtung absolvieren und die
Voraussetzungen der Ziffer 2, erfillen.

(2) Die Erwerbstatigeneigenschaft als Arbeitnehmer oder Selbstandiger gemal3 Abs. 1 Z 1 bleibt dem EWR-Burger, der
diese Erwerbstatigkeit nicht mehr ausubt, erhalten, wenn er(2) Die Erwerbstatigeneigenschaft als Arbeitnehmer oder
Selbstandiger gemal Absatz eins, Ziffer eins, bleibt dem EWR-Burger, der diese Erwerbstatigkeit nicht mehr ausibt,

erhalten, wenn er
1. wegen einer Krankheit oder eines Unfalls voribergehend arbeitsunfahig ist;

2. sich als Arbeitnehmer bei ordnungsgemal bestatigter unfreiwilliger Arbeitslosigkeit nach mehr als einjahriger

Beschaftigung der zustandigen regionalen Geschaftsstelle des Arbeitsmarktservice zur Verfligung stellt;

3. sich als Arbeitnehmer bei ordnungsgemald bestatigter unfreiwilliger Arbeitslosigkeit nach Ablauf seines auf
weniger als ein Jahr befristeten Arbeitsvertrages oder bei im Laufe der ersten zwdlf Monate eintretender unfreiwilliger
Arbeitslosigkeit der zustandigen regionalen Geschaftsstelle des Arbeitsmarktservice zur Verfigung stellt, wobei in

diesem Fall die Erwerbstatigeneigenschaft wahrend mindestens sechs Monaten erhalten bleibt, oder

4, eine Berufsausbildung beginnt, wobei die Aufrechterhaltung der Erwerbstatigeneigenschaft voraussetzt, dass
zwischen dieser Ausbildung und der friheren beruflichen Tatigkeit ein Zusammenhang besteht, es sei denn, der

Betroffene hat zuvor seinen Arbeitsplatz unfreiwillig verloren.

(3) Der EWR-Burger hat diese Umstande, wie auch den Wegfall der in Abs. 1 Z 1 bis 3 genannten Voraussetzungen der
Behdrde unverziglich, bekannt zu geben. Der Bundesminister fir Inneres ist ermdachtigt, die naheren Bestimmungen
zur Bestatigung gemal Abs. 2 Z 2 und 3 mit Verordnung festzulegen.”(3) Der EWR-BUrger hat diese Umstande, wie auch
den Wegfall der in Absatz eins, Ziffer eins bis 3 genannten Voraussetzungen der Behdrde unverziglich, bekannt zu
geben. Der Bundesminister flr Inneres ist ermdachtigt, die naheren Bestimmungen zur Bestatigung gemal3 Absatz 2,

Ziffer 2 und 3 mit Verordnung festzulegen.”

Der ,Bescheinigung des Daueraufenthalts far EWR-Blrger” betitelte8 53a NAG lautet:Der ,Bescheinigung des
Daueraufenthalts fir EWR-Burger” betitelte Paragraph 53 a, NAG lautet:

.8 53a. (1) EWR-Burger, denen das unionsrechtliche Aufenthaltsrecht zukommt (88 51 und 52), erwerben unabhangig
vom weiteren Vorliegen der Voraussetzungen gemadald 88 51 oder 52 nach funf Jahren rechtmalligem und
ununterbrochenem Aufenthalt im Bundesgebiet das Recht auf Daueraufenthalt. Ihnen ist auf Antrag nach Uberpriifung
der Aufenthaltsdauer unverziglich eine Bescheinigung ihres Daueraufenthaltes auszustellen.,8 53a. (1) EWR-Burger,
denen das unionsrechtliche Aufenthaltsrecht zukommt (Paragraphen 51 und 52), erwerben unabhangig vom weiteren
Vorliegen der Voraussetzungen gemdll Paragraphen 51, oder 52 nach finf Jahren rechtmaBigem und
ununterbrochenem Aufenthalt im Bundesgebiet das Recht auf Daueraufenthalt. Ihnen ist auf Antrag nach Uberpriifung
der Aufenthaltsdauer unverziglich eine Bescheinigung ihres Daueraufenthaltes auszustellen.

(2) Die Kontinuitat des Aufenthalts im Bundesgebiet wird nicht unterbrochen von
1. Abwesenheiten von bis zu insgesamt sechs Monaten im Jahr;
2. Abwesenheiten zur Erfullung militérischer Pflichten oder

3. durch eine einmalige Abwesenheit von héchstens zwolf aufeinander folgenden Monaten aus wichtigen Griinden
wie Schwangerschaft und Entbindung, schwerer Krankheit, eines Studiums, einer Berufsausbildung oder einer
beruflichen Entsendung.
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(3) Abweichend von Abs. 1 erwerben EWR-Burger gemald § 51 Abs. 1 Z 1 vor Ablauf der Funfjahresfrist das Recht auf
Daueraufenthalt, wenn sie(3) Abweichend von Absatz eins, erwerben EWR-Burger gemald Paragraph 51, Absatz eins,
Ziffer eins, vor Ablauf der Funfjahresfrist das Recht auf Daueraufenthalt, wenn sie

1. zum Zeitpunkt des Ausscheidens aus dem Erwerbsleben das Regelpensionsalter erreicht haben, oder
Arbeitnehmer sind, die ihre Erwerbstatigkeit im Rahmen einer Vorruhestandsregelung beenden, sofern sie diese
Erwerbstatigkeit im Bundesgebiet mindestens wahrend der letzten zwolf Monate ausgelbt und sich seit mindestens
drei Jahren ununterbrochen im Bundesgebiet aufgehalten haben;

2. sich seit mindestens zwei Jahren ununterbrochen im Bundesgebiet aufgehalten haben und ihre Erwerbstatigkeit
infolge einer dauernden Arbeitsunfahigkeit aufgeben, wobei die Voraussetzung der Aufenthaltsdauer entfdllt, wenn die
Arbeitsunfahigkeit durch einen Arbeitsunfall oder eine Berufskrankheit eingetreten ist, auf Grund derer ein Anspruch

auf Pension besteht, die ganz oder teilweise zu Lasten eines 6sterreichischen Pensionsversicherungstragers geht, oder

3. drei Jahre ununterbrochen im Bundesgebiet erwerbstatig und aufhaltig waren und anschlieBend in einem
anderen Mitgliedstaat der Europaischen Union erwerbstatig sind, ihren Wohnsitz im Bundesgebiet beibehalten und in

der Regel mindestens einmal in der Woche dorthin zurtickkehren;

Fur den Erwerb des Rechts nach den Z 1 und 2 gelten die Zeiten der Erwerbstatigkeit in einem anderen Mitgliedstaat
der Europdischen Union als Zeiten der Erwerbstdtigkeit im Bundesgebiet. Zeiten gemal? 8 51 Abs. 2 sind bei der
Berechnung der Fristen zu berUcksichtigen. Soweit der Ehegatte oder eingetragene Partner des EWR-Blrgers die
Osterreichische Staatsbirgerschaft besitzt oder diese nach EheschlieBung oder Begrindung der eingetragenen
Partnerschaft mit dem EWR-Burger verloren hat, entfallen die Voraussetzungen der Aufenthaltsdauer und der Dauer
der Erwerbstatigkeit in Z 1 und 2.FUr den Erwerb des Rechts nach den Ziffer eins und 2 gelten die Zeiten der
Erwerbstatigkeit in einem anderen Mitgliedstaat der Europdischen Union als Zeiten der Erwerbstatigkeit im
Bundesgebiet. Zeiten gemal’ Paragraph 51, Absatz 2, sind bei der Berechnung der Fristen zu bertcksichtigen. Soweit
der Ehegatte oder eingetragene Partner des EWR-Blrgers die Osterreichische Staatsburgerschaft besitzt oder diese
nach EheschlieBung oder Begriindung der eingetragenen Partnerschaft mit dem EWR-Burger verloren hat, entfallen die
Voraussetzungen der Aufenthaltsdauer und der Dauer der Erwerbstatigkeit in Ziffer eins und 2,

(4) EWR-Burger, die Angehdrige von unionsrechtlich aufenthaltsberechtigten EWR-Birgern gemal3 § 51 Abs. 1 Z 1 sind,
erwerben ebenfalls das Daueraufenthaltsrecht, wenn der zusammenfihrende EWR-Burger das Daueraufenthaltsrecht
gemal Abs. 3 vorzeitig erworben hat oder vor seinem Tod erworben hatte, sofern sie bereits bei Entstehung seines
Daueraufenthaltsrechtes bei dem EWR-Burger ihren standigen Aufenthalt hatten.(4) EWR-Burger, die Angehdrige von
unionsrechtlich aufenthaltsberechtigten EWR-BUrgern gemal3 Paragraph 51, Absatz eins, Ziffer eins, sind, erwerben
ebenfalls das Daueraufenthaltsrecht, wenn der zusammenfihrende EWR-Birger das Daueraufenthaltsrecht gemaR
Absatz 3, vorzeitig erworben hat oder vor seinem Tod erworben hatte, sofern sie bereits bei Entstehung seines
Daueraufenthaltsrechtes bei dem EWR-Burger ihren standigen Aufenthalt hatten.

(5) Ist der EWR-Burger gemal3 § 51 Abs. 1 Z 1 im Laufe seines Erwerbslebens verstorben, bevor er gemaR Abs. 3 das
Recht auf Daueraufenthalt erworben hat, so erwerben seine Angehorigen, die selbst EWR-Burger sind und die zum
Zeitpunkt seines Todes bei ihm ihren standigen Aufenthalt hatten, das Daueraufenthaltsrecht, wenn(5) Ist der EWR-
Burger gemal Paragraph 51, Absatz eins, Ziffer eins, im Laufe seines Erwerbslebens verstorben, bevor er gemaf
Absatz 3, das Recht auf Daueraufenthalt erworben hat, so erwerben seine Angehdrigen, die selbst EWR-Blrger sind
und die zum Zeitpunkt seines Todes bei ihm ihren stédndigen Aufenthalt hatten, das Daueraufenthaltsrecht, wenn

1. sich der EWR-BUrger zum Zeitpunkt seines Todes seit mindestens zwei Jahren im Bundesgebiet ununterbrochen
aufgehalten hat;

2. der EWR-Burger infolge eines Arbeitsunfalls oder einer Berufskrankheit verstorben ist, oder

3. der Uberlebende Ehegatte oder eingetragene Partner die Osterreichische Staatsangehorigkeit nach
EheschlieBung oder Begriindung der eingetragenen Partnerschaft mit dem EWR-BUrger verloren hat.”

Der mit ,Ausweisung" betitelte § 66 FPG lautet: Der mit ,Ausweisung" betitelte Paragraph 66, FPG lautet:

,8 66. (1) EWR-BUrger, Schweizer Blrger und beglinstigte Drittstaatsangehorige kdnnen ausgewiesen werden, wenn
ihnen aus den Griinden des 8 55 Abs. 3 NAG das unionsrechtliche Aufenthaltsrecht nicht oder nicht mehr zukommt, es
sei denn, sie sind zur Arbeitssuche eingereist und kénnen nachweisen, dass sie weiterhin Arbeit suchen und
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begrindete Aussicht haben, eingestellt zu werden; oder sie bereits das Daueraufenthaltsrecht (88 53a, 54a NAG)
erworben haben; im letzteren Fall ist eine Ausweisung nur zulassig, wenn ihr Aufenthalt eine schwerwiegende Gefahr
fur die offentliche Ordnung oder Sicherheit darstellt.,8 66. (1) EWR-Blrger, Schweizer Burger und beglnstigte
Drittstaatsangehorige kdnnen ausgewiesen werden, wenn ihnen aus den Grinden des Paragraph 55, Absatz 3, NAG
das unionsrechtliche Aufenthaltsrecht nicht oder nicht mehr zukommt, es sei denn, sie sind zur Arbeitssuche
eingereist und kdnnen nachweisen, dass sie weiterhin Arbeit suchen und begriindete Aussicht haben, eingestellt zu
werden; oder sie bereits das Daueraufenthaltsrecht (Paragraphen 53 a, 54 a, NAG) erworben haben; im letzteren Fall
ist eine Ausweisung nur zulassig, wenn ihr Aufenthalt eine schwerwiegende Gefahr fur die 6ffentliche Ordnung oder
Sicherheit darstellt.

(2) Soll ein EWR-Burger, Schweizer Blrger oder beglnstigter Drittstaatsangehdriger ausgewiesen werden, hat das
Bundesamt insbesondere die Dauer des Aufenthalts im Bundesgebiet, sein Alter, seinen Gesundheitszustand, seine
familiare und wirtschaftliche Lage, seine soziale und kulturelle Integration im Bundesgebiet und das Ausmal seiner
Bindung zum Herkunftsstaat zu berlcksichtigen.

(3) Die Erlassung einer Ausweisung gegen EWR-Burger, Schweizer Burger oder beglnstigte Drittstaatsangehorige, die
ihren Aufenthalt seit zehn Jahren im Bundesgebiet hatten, ist dann zulassig, wenn aufgrund des personlichen
Verhaltens des Fremden davon ausgegangen werden kann, dass die 6ffentliche Sicherheit der Republik Osterreich
durch seinen Verbleib im Bundesgebiet nachhaltig und maRgeblich gefahrdet wirde. Dasselbe gilt fur Minderjahrige,
es sei denn, die Ausweisung wire zum Wohl des Kindes notwendig, wie es im Ubereinkommen der Vereinten Nationen

vom 20. November 1989 Uber die Rechte des Kindes vorgesehen ist.

(Anm.: Abs. 4 aufgehoben durch BGBI. | Nr. 87/2012)"Anmerkung, Absatz 4, aufgehoben durch Bundesgesetzblatt Teil
eins, Nr. 87 aus 2012,)"

Der mit ,Aufenthaltsverbot” betitelte 8 67 FPG lautet:Der mit ,Aufenthaltsverbot” betitelte Paragraph 67, FPG lautet:

.8 67. (1) Die Erlassung eines Aufenthaltsverbotes gegen unionsrechtlich aufenthaltsberechtigte EWR-Burger, Schweizer
Burger oder beglnstigte Drittstaatsangehorige ist zulassig, wenn auf Grund ihres personlichen Verhaltens die
offentliche Ordnung oder Sicherheit gefahrdet ist. Das personliche Verhalten muss eine tatsachliche, gegenwartige und
erhebliche Gefahr darstellen, die ein Grundinteresse der Gesellschaft berihrt. Strafrechtliche Verurteilungen allein
kénnen nicht ohne weiteres diese Malinahmen begrinden. Vom Einzelfall losgeloste oder auf Generalpravention
verweisende Begriindungen sind nicht zulassig. Die Erlassung eines Aufenthaltsverbotes gegen EWR-Burger, Schweizer
Burger oder begunstigte Drittstaatsangehorige, die ihren Aufenthalt seit zehn Jahren im Bundesgebiet hatten, ist dann
zuladssig, wenn aufgrund des personlichen Verhaltens des Fremden davon ausgegangen werden kann, dass die
offentliche Sicherheit der Republik Osterreich durch seinen Verbleib im Bundesgebiet nachhaltig und maRgeblich
gefahrdet wirde. Dasselbe gilt fur Minderjahrige, es sei denn, das Aufenthaltsverbot ware zum Wohl des Kindes
notwendig, wie es im Ubereinkommen der Vereinten Nationen vom 20. November 1989 (iber die Rechte des Kindes
vorgesehen ist.

(2) Ein Aufenthaltsverbot kann, vorbehaltlich des Abs. 3, flr die Dauer von héchstens zehn Jahren erlassen werden2)
Ein Aufenthaltsverbot kann, vorbehaltlich des Absatz 3,, flir die Dauer von hochstens zehn Jahren erlassen werden.

(3) Ein Aufenthaltsverbot kann unbefristet erlassen werden, wenn insbesondere

1. der EWR-Burger, Schweizer Burger oder beglnstigte Drittstaatsangehdrige von einem Gericht zu einer
unbedingten Freiheitsstrafe von mehr als funf Jahren rechtskraftig verurteilt worden ist;

2. auf Grund bestimmter Tatsachen die Annahme gerechtfertigt ist, dass der EWR-BUrger, Schweizer Burger oder
begunstigte Drittstaatsangehdrige einer kriminellen Organisation (8 278a StGB) oder einer terroristischen Vereinigung
(8 278b StGB) angehort oder angehort hat, terroristische Straftaten begeht oder begangen hat & 278c StGB),
Terrorismus finanziert oder finanziert hat (8 278d StGB) oder eine Person fur terroristische Zwecke ausbildet oder sich
ausbilden lasst (§ 278e StGB);2. auf Grund bestimmter Tatsachen die Annahme gerechtfertigt ist, dass der EWR-Burger,
Schweizer Burger oder begtlinstigte Drittstaatsangehorige einer kriminellen Organisation (Paragraph 278 a, StGB) oder
einer terroristischen Vereinigung (Paragraph 278 b, StGB) angehért oder angehdrt hat, terroristische Straftaten begeht
oder begangen hat (Paragraph 278 ¢, StGB), Terrorismus finanziert oder finanziert hat (Paragraph 278 d, StGB) oder

eine Person fur terroristische Zwecke ausbildet oder sich ausbilden lasst (Paragraph 278 e, StGB);
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3. auf Grund bestimmter Tatsachen die Annahme gerechtfertigt ist, dass der EWR-BUrger, Schweizer Blrger oder
beglnstigte Drittstaatsangehorige durch sein Verhalten, insbesondere durch die o6ffentliche Beteiligung an
Gewalttatigkeiten, durch den offentlichen Aufruf zur Gewalt oder durch hetzerische Aufforderungen oder
Aufreizungen, die nationale Sicherheit gefahrdet oder

4. der EWR-Burger, Schweizer Birger oder beglinstigte Drittstaatsangehdrige 6ffentlich, in einer Versammlung oder
durch Verbreiten von Schriften ein Verbrechen gegen den Frieden, ein Kriegsverbrechen, ein Verbrechen gegen die
Menschlichkeit oder terroristische Taten von vergleichbarem Gewicht billigt oder daftr wirbt.

(4) Bei der Festsetzung der Gultigkeitsdauer des Aufenthaltsverbotes ist auf die fur seine Erlassung malf3geblichen
Umstande Bedacht zu nehmen. Die Frist des Aufenthaltsverbotes beginnt mit Ablauf des Tages der Ausreise.

(Anm.: Abs. 5 aufgehoben durch BGBI. | Nr. 87/2012)"Anmerkung, Absatz 5, aufgehoben durch Bundesgesetzblatt Teil
eins, Nr. 87 aus 2012,)"

Der mit ,Schutz des Privat- und Familienlebens” betitelte§ 9 BFA-VG lautet:Der mit ,Schutz des Privat- und

Familienlebens"” betitelte Paragraph 9, BFA-VG lautet:

»8 9. (1) Wird durch eine Rickkehrentscheidung gemal3§ 52 FPG, eine Anordnung zur AufRerlandesbringung gemal3 §
61 FPG, eine Ausweisung gemal3 § 66 FPG oder ein Aufenthaltsverbot gemal3 § 67 FPG in das Privat- oder Familienleben
des Fremden eingegriffen, so ist die Erlassung der Entscheidung zulassig, wenn dies zur Erreichung der im Art. 8 Abs. 2
EMRK genannten Ziele dringend geboten ist.,8 9. (1) Wird durch eine Rlckkehrentscheidung gemaR Paragraph 52, FPG,
eine Anordnung zur AuBBerlandesbringung gemaR Paragraph 61, FPG, eine Ausweisung gemal Paragraph 66, FPG oder
ein Aufenthaltsverbot gemaR Paragraph 67, FPG in das Privat- oder Familienleben des Fremden eingegriffen, so ist die
Erlassung der Entscheidung zulassig, wenn dies zur Erreichung der im Artikel 8, Absatz 2, EMRK genannten Ziele

dringend geboten ist.

(2) Bei der Beurteilung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK sind insbesondere zu
berulcksichtigen:(2) Bei der Beurteilung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Artikel 8, EMRK sind insbesondere

zu berlcksichtigen:

1. die Art und Dauer des bisherigen Aufenthaltes und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des Fremden

rechtswidrig war,

2. das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens,
3. die Schutzwurdigkeit des Privatlebens,

4, der Grad der Integration,

5. die Bindungen zum Heimatstaat des Fremden,
6. die strafgerichtliche Unbescholtenheit,

7. VerstolRe gegen die offentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl-, Fremdenpolizei- und

Einwanderungsrechts,

8.  die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten

ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren,

9. die Frage, ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Behdrden zurechenbaren Uberlangen
Verzégerungen begrindet ist.

(3) Uber die Zuléssigkeit der Riickkehrentscheidung gemaR § 52 FPG ist jedenfalls begriindet, insbesondere im Hinblick
darauf, ob diese gemal Abs. 1 auf Dauer unzuldssig ist, abzusprechen. Die Unzulassigkeit einer Ruckkehrentscheidung
gemal § 52 FPG ist nur dann auf Dauer, wenn die ansonsten drohende Verletzung des Privat- und Familienlebens auf
Umstanden beruht, die ihrem Wesen nach nicht bloR vortibergehend sind. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn
die Ruckkehrentscheidung gemall 8 52 FPG schon allein auf Grund des Privat- und Familienlebens im Hinblick auf
Osterreichische Staatsbulrger oder Personen, die Uber ein unionsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein unbefristetes
Niederlassungsrecht (8 45 oder 88 51 ff Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (NAG), BGBI. | Nr. 100/2005) verfligen,
unzuldssig ware.(3) Uber die Zulassigkeit der Riickkehrentscheidung gemaR Paragraph 52, FPG ist jedenfalls
begrindet, insbesondere im Hinblick darauf, ob diese gemal3 Absatz eins, auf Dauer unzuldssig ist, abzusprechen. Die
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Unzulassigkeit einer Ruckkehrentscheidung gemal Paragraph 52, FPG ist nur dann auf Dauer, wenn die ansonsten
drohende Verletzung des Privat- und Familienlebens auf Umstanden beruht, die ihrem Wesen nach nicht blof
vorubergehend sind. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn die Riickkehrentscheidung gemaR Paragraph 52, FPG
schon allein auf Grund des Privat- und Familienlebens im Hinblick auf dsterreichische Staatsburger oder Personen, die
Uber ein unionsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein unbefristetes Niederlassungsrecht (Paragraph 45, oder
Paragraphen 51, ff Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (NAG), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005,)

verflgen, unzulassig ware.

(Anm.: Abs. 4 aufgehoben durch Art. 4 Z 5,BGBI. | Nr. 56/2018)Anmerkung, Absatz 4, aufgehoben durch Artikel 4, Ziffer
5,, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 56 aus 2018,)

(5) Gegen einen Drittstaatsangehdrigen, der vor Verwirklichung des maRgeblichen Sachverhaltes bereits funf Jahre,
aber noch nicht acht Jahre ununterbrochen und rechtmaBig im Bundesgebiet niedergelassen war, darf mangels
eigener Mittel zu seinem Unterhalt, mangels ausreichenden Krankenversicherungsschutzes, mangels eigener
Unterkunft oder wegen der Moglichkeit der finanziellen Belastung einer Gebietskdrperschaft eine
Ruckkehrentscheidung gemall 88 52 Abs. 4 iVm 53 FPG nicht erlassen werden. Dies gilt allerdings nur, wenn der
Drittstaatsangehorige glaubhaft macht, die Mittel zu seinem Unterhalt und seinen Krankenversicherungsschutz durch
Einsatz eigener Krafte zu sichern oder eine andere eigene Unterkunft beizubringen, und dies nicht aussichtslos
scheint.(5) Gegen einen Drittstaatsangehorigen, der vor Verwirklichung des maRgeblichen Sachverhaltes bereits finf
Jahre, aber noch nicht acht Jahre ununterbrochen und rechtmaRBig im Bundesgebiet niedergelassen war, darf mangels
eigener Mittel zu seinem Unterhalt, mangels ausreichenden Krankenversicherungsschutzes, mangels eigener
Unterkunft oder wegen der Moglichkeit der finanziellen Belastung einer Gebietskdrperschaft eine
Ruckkehrentscheidung gemaR Paragraphen 52, Absatz 4, in Verbindung mit 53 FPG nicht erlassen werden. Dies gilt
allerdings nur, wenn der Drittstaatsangehorige glaubhaft macht, die Mittel zu seinem Unterhalt und seinen
Krankenversicherungsschutz durch Einsatz eigener Krafte zu sichern oder eine andere eigene Unterkunft
beizubringen, und dies nicht aussichtslos scheint.

(6) Gegen einen Drittstaatsangehdrigen, der vor Verwirklichung des maf3geblichen Sachverhaltes bereits acht Jahre
ununterbrochen und rechtmaflig im Bundesgebiet niedergelassen war, darf eine Ruckkehrentscheidung gemaR § 52
Abs. 4 FPG nur mehr erlassen werden, wenn die Voraussetzungen gemalR§ 53 Abs. 3 FPG vorliegen. § 73
Strafgesetzbuch (StGB), BGBI. Nr. 60/1974 gilt."(6) Gegen einen Drittstaatsangehorigen, der vor Verwirklichung des
malfgeblichen Sachverhaltes bereits acht Jahre ununterbrochen und rechtmaRig im Bundesgebiet niedergelassen war,
darf eine Rickkehrentscheidung gemal Paragraph 52, Absatz 4, FPG nur mehr erlassen werden, wenn die
Voraussetzungen gemdaR Paragraph 53, Absatz 3, FPG vorliegen. Paragraph 73, Strafgesetzbuch (StGB),
Bundesgesetzblatt Nr. 60 aus 1974, gilt.”

3.1.2. GemaR Art. 8 Abs. 1 EMRK hat jede Person Anspruch auf Achtung ihres Privat- und Familienlebens, ihrer
Wohnung und ihres Briefverkehrs.3.1.2. GemaR Artikel 8, Absatz eins, EMRK hat jede Person Anspruch auf Achtung
ihres Privat- und Familienlebens, ihrer Wohnung und ihres Briefverkehrs.

Gemal Art. 8 Abs. 2 EMRK ist der Eingriff einer ¢ffentlichen Behdrde in die Ausibung dieses Rechts nur statthaft,
insoweit ein Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine MaRnahme darstellt, die in einer demokratischen Gesellschaft
far die nationale Sicherheit, die 6ffentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche Wohl des Landes, die Verteidigung
der Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren Handlungen, zum Schutz der Gesundheit und der Moral oder zum
Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist.Gemafl3 Artikel 8, Absatz 2, EMRK ist der Eingriff einer
offentlichen Behorde in die Austbung dieses Rechts nur statthaft, insoweit ein Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und
eine MalBnahme darstellt, die in einer demokratischen Gesellschaft fur die nationale Sicherheit, die 6ffentliche Ruhe
und Ordnung, das wirtschaftliche Wohl des Landes, die Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von
strafbaren Handlungen, zum Schutz der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten
anderer notwendig ist.

Bei der Setzung einer aufenthaltsbeendenden MaRnahme, wie sie eine Ausweisung eines Fremden darstellt, kann ein
ungerechtfertigter Eingriff in das Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens des Fremden iSd. Art. 8 Abs. 1
EMRK vorliegen. Daher muss Uberpruft werden, ob die Ausweisung einen Eingriff und in weiterer Folge eine Verletzung
des Privat- und/oder Familienlebens des Fremden darstellt:Bei der Setzung einer aufenthaltsbeendenden MaRnahme,
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wie sie eine Ausweisung eines Fremden darstellt, kann ein ungerechtfertigter Eingriff in das Recht auf Achtung des
Privat- und Familienlebens des Fremden iSd. Artikel 8, Absatz eins, EMRK vorliegen. Daher muss Uberprift werden, ob
die Ausweisung einen Eingriff und in weiterer Folge eine Verletzung des Privat- und/oder Familienlebens des Fremden
darstellt:

Die Zulassigkeit einer aufenthaltsbeendenden MalBnahme, insbesondere die gegenstandlichen Ruckkehrentscheidung,
setzt nach§ 9 Abs. 1 BFA-VG unter dem dort genannten Gesichtspunkt eines Eingriffs in das Privat- und/oder
Familienleben voraus, dass ihre Erlassung zur Erreichung der im Art. 8 Abs. 2 EMRK genannten Ziele dringend geboten
ist (vgl. VWGH vom 12.11.2015, ZI.Ra 2015/21/0101).Die Zulassigkeit einer aufenthaltsbeendenden Malinahme,
insbesondere die gegenstandlichen Ruckkehrentscheidung, setzt nach Paragraph 9, Absatz eins, BFA-VG unter dem
dort genannten Gesichtspunkt eines Eingriffs in das Privat- und/oder Familienleben voraus, dass ihre Erlassung zur
Erreichung der im Artikel 8, Absatz 2, EMRK genannten Ziele dringend geboten ist vergleiche VwGH vom 12.11.2015, ZI.
Ra 2015/21/0101).

Wie der Verfassungsgerichtshof (VfGH) bereits in zwei Erkenntnissen vom 29.09.2007, ZI.B 328/07 und ZI.B 1150/07,
dargelegt hat, sind die Behorden stets dazu verpflichtet, das 6ffentliche Interesse an der Aufenthaltsbeendigung gegen
die persénlichen Interessen des Fremden an einem weiteren Verbleib in Osterreich am MaRstab des Art. 8 EMRK
abzuwéagen, wenn sie eine Ausweisung verflgt. In den zitierten Entscheidungen wurden vom VfGH auch
unterschiedliche - in der Judikatur des Europdischen Gerichtshofes fir Menschenrechte (EGMR) fallbezogen
entwickelte - Kriterien aufgezeigt, die in jedem Einzelfall bei Vornahme einer solchen Interessenabwagung zu beachten
sind und als Ergebnis einer Gesamtbetrachtung dazu fiuhren kénnen, dass Art. 8 EMRK einer Ausweisung
entgegensteht:Wie der Verfassungsgerichtshof (VfGH) bereits in zwei Erkenntnissen vom 29.09.2007, ZI.B 328/07 und
Z1.B 1150/07, dargelegt hat, sind die Behorden stets dazu verpflichtet, das offentliche Interesse an der
Aufenthaltsbeendigung gegen die persénlichen Interessen des Fremden an einem weiteren Verbleib in Osterreich am
Malstab des Artikel 8, EMRK abzuwagen, wenn sie eine Ausweisung verflgt. In den zitierten Entscheidungen wurden
vom VfGH auch unterschiedliche - in der Judikatur des Europdischen Gerichtshofes fur Menschenrechte (EGMR)
fallbezogen entwickelte - Kriterien aufgezeigt, die in jedem Einzelfall bei Vornahme einer solchen Interessenabwagung
zu beachten sind und als Ergebnis einer Gesamtbetrachtung dazu fihren kénnen, dass Artikel 8, EMRK einer
Ausweisung entgegensteht:

. die Aufenthaltsdauer, die vom EGMR an keine fixen zeitlichen Vorgaben geknilpft wird (EGMR 31.01.2006,
Rodrigues da Silva und Hoogkamer, ZI. 50435/99, OJZ 2006, 738 = EuGRZ 2006, 562; 16.09.2004, Ghiban, ZI. 11103/03,
NVwZ 2005, 1046),

. das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens (EGMR 28.05.1985, Abdulaziz ua., ZI. 9214/80, 9473/81, 9474/81,
EuGRZ 1985, 567; 20.06.2002, Al-Nashif, ZI. 50963/99, OJZ 2003, 344; 22.04.1997, X, Y und Z, ZI. 21830/93, O)Z 1998,
271) und dessen Intensitat (EGMR 02.08.2001, Boultif, ZI. 54273/00), * das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens
(EGMR 28.05.1985, Abdulaziz ua., ZI. 9214/80, 9473/81, 9474/81, EUGRZ 1985, 567; 20.06.2002, Al-Nashif, ZI. 50963/99,
0OJz 2003, 344; 22.04.1997, rémisch zehn, Y und Z, ZI. 21830/93, OJZ 1998, 271) und dessen Intensitit (EGMR
02.08.2001, Boultif, ZI. 54273/00),

. die Schutzwrdigkeit des Privatlebens,

. den Grad der Integration des Fremden, der sich in intensiven Bindungen zu Verwandten und Freunden, der
Selbsterhaltungsfahigkeit, der Schulausbildung, der Berufsausbildung, der Teilnahme am sozialen Leben, der
Beschaftigung und ahnlichen Umstanden manifestiert (vgl. EGMR 04.10.2001, Adam, ZI. 43359/98, EuGRZ 2002, 582;
09.10.2003, Slivenko, ZI. 48321/99, EuGRZ 2006, 560; 16.06.2005, Sisojeva, ZI. 60654/00, EUGRZ 2006, 554; vgl. auch
VwGH 05.07.2005, ZI. 2004/21/0124; 11.10.2005, ZI.2002/21/0124), « den Grad der Integration des Fremden, der sich in
intensiven Bindungen zu Verwandten und Freunden, der Selbsterhaltungsfahigkeit, der Schulausbildung, der
Berufsausbildung, der Teilnahme am sozialen Leben, der Beschéftigung und ahnlichen Umstanden manifestiert
vergleiche EGMR 04.10.2001, Adam, ZI. 43359/98, EUGRZ 2002, 582; 09.10.2003, Slivenko, ZI. 48321/99, EuGRZ 2006,
560; 16.06.2005, Sisojeva, ZI. 60654/00, EUGRZ 2006, 554; vergleiche auch VwGH 05.07.2005, ZI.2004/21/0124;
11.10.2005, ZI. 2002/21/0124),

. die Bindungen zum Heimatstaat,

. die strafgerichtliche Unbescholtenheit, aber auch Versto3e gegen das Einwanderungsrecht und Erfordernisse der
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offentlichen Ordnung (vgl. zB EGMR 24.11.1998, Mitchell, ZI. 40447/98; 11.04.2006, Useinov, ZI. 61292/00), sowie* die
strafgerichtliche Unbescholtenheit, aber auch VerstéBe gegen das Einwanderungsrecht und Erfordernisse der
offentlichen Ordnung vergleiche zB EGMR 24.11.1998, Mitchell, ZI. 40447/98; 11.04.2006, Useinov, ZI. 61292/00), sowie

. auch die Frage, ob das Privat- und Familienleben in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten ihres
unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren (EGMR 24.11.1998, Mitchell, ZI. 40447/98; 05.09.2000, Solomon, ZI.
44328/98; 31.01.2006, Rodrigues da Silva und Hoogkamer, ZI. 50435/99, ©)Z 2006, 738 = EUGRZ 2006, 562; 31.07.2008,
Omoregie ua., ZI. 265/07).

Nach der Rechtsprechung des Europadischen Gerichtshofes fur Menschenrechte (EGMR) sind die Staaten im Hinblick
auf das internationale Recht und ihre vertraglichen Verpflichtungen befugt, die Einreise, den Aufenthalt und die
Ausweisung von Fremden zu Uberwachen (EGMR 28.05.1985, Abdulaziz ua., ZI. 9214/80 ua, EuGRZ 1985, 567;
21.10.1997, Boujlifa, ZI. 25404/94; 18.10.2006, Uner, ZI. 46410/99; 23.06.2008 [GK], Maslov, 1638/03; 31.07.2008,
Omoregie ua., ZI. 265/07). Die EMRK garantiert Auslandern kein Recht auf Einreise, Aufenthalt und Einblrgerung in
einem bestimmten Staat (EGMR 02.08.2001, Boultif, ZI. 54273/00; 28.06.2011, Nunez, ZI. 55597/09).

Hinsichtlich der Rechtfertigung eines Eingriffs in die nach Art. 8 EMRK garantierten Rechte muss der Staat ein
Gleichgewicht zwischen den Interessen des Einzelnen und jenen der Gesellschaft schaffen, wobei er in beiden Fallen
einen gewissen Ermessensspielraum hat. Art. 8 EMRK begriindet keine generelle Verpflichtung fur den Staat,
Einwanderer in seinem Territorium zu akzeptieren und Familienzusammenfihrungen zuzulassen. Jedoch hangt in
Fallen, die sowohl Familienleben als auch Einwanderung betreffen, die staatliche Verpflichtung, Familienangehdrigen
von ihm Staat Ansassigen Aufenthalt zu gewdhren, von der jeweiligen Situation der Betroffenen und dem
Allgemeininteresse ab. Von Bedeutung sind dabei das Ausmal3 des Eingriffs in das Familienleben, der Umfang der
Beziehungen zum Konventionsstaat, weiters ob im Ursprungsstaat uniberwindbare Hindernisse fir das Familienleben
bestehen, sowie ob Griinde der Einwanderungskontrolle oder Erwagungen zum Schutz der 6ffentlichen Ordnung fur
eine Ausweisung sprechen. War ein Fortbestehen des Familienlebens im Gastland bereits bei dessen Begrindung
wegen des fremdenrechtlichen Status einer der betroffenen Personen ungewiss und dies den Familienmitgliedern
bewusst, kann eine Ausweisung nur in Ausnahmefallen eine Verletzung von Art. 8 EMRK bedeuten (EGMR 31.07.2008,
Omoregie ua., ZI. 265/07, mwN; 28.06.2011, Nunez, ZI. 55597/09; 03.11.2011, Arvelo Aponte, ZI. 28770/05; 14.02.2012,
Antwi u.a., ZI. 26940/10).,Nach § 66 Abs. 2 FrPolG 2005 und § 9 BFA-VG 2014 ist bei Erlassung einer auf § 66 FrPolG
2005 gestutzten Ausweisung eine Abwagung des &ffentlichen Interesses an der Beendigung des Aufenthalts des EWR-
Burgers mit dessen Interesse an einem Verbleib in Osterreich vorzunehmen, bei der insbesondere die Art und Dauer
des bisherigen Aufenthalts im Bundesgebiet, das Alter, der Gesundheitszustand, die familidre und wirtschaftliche Lage,
die soziale und kulturelle Integration im Bundesgebiet und das Ausmal} der Bindungen zum Heimatstaat sowie die
Frage der strafgerichtlichen Unbescholtenheit zu bertcksichtigen sind.” Hinsichtlich der Rechtfertigung eines Eingriffs
in die nach Artikel 8, EMRK garantierten Rechte muss der Staat ein Gleichgewicht zwischen den Interessen des
Einzelnen und jenen der Gesellschaft schaffen, wobei er in beiden Fallen einen gewissen Ermessensspielraum hat.
Artikel 8, EMRK begrindet keine generelle Verpflichtung fir den Staat, Einwanderer in seinem Territorium zu
akzeptieren und Familienzusammenfihrungen zuzulassen. Jedoch hangt in Fallen, die sowohl Familienleben als auch
Einwanderung betreffen, die staatliche Verpflichtung, Familienangehdrigen von ihm Staat Ansdssigen Aufenthalt zu
gewahren, von der jeweiligen Situation der Betroffenen und dem Allgemeininteresse ab. Von Bedeutung sind dabei das
Ausmal des Eingriffs in das Familienleben, der Umfang der Beziehungen zum Konventionsstaat, weiters ob im
Ursprungsstaat unuUberwindbare Hindernisse fur das Familienleben bestehen, sowie ob Grinde der
Einwanderungskontrolle oder Erwagungen zum Schutz der &ffentlichen Ordnung fir eine Ausweisung sprechen. War
ein Fortbestehen des Familienlebens im Gastland bereits bei dessen Begriindung wegen des fremdenrechtlichen
Status einer der betroffenen Personen ungewiss und dies den Familienmitgliedern bewusst, kann eine Ausweisung nur
in Ausnahmefallen eine Verletzung von Artikel 8, EMRK bedeuten (EGMR 31.07.2008, Omoregie ua., ZI. 265/07, mwN;
28.06.2011, Nunez, ZI. 55597/09; 03.11.2011, Arvelo Aponte, ZI. 28770/05; 14.02.2012, Antwi u.a., ZI. 26940/10).,Nach
Paragraph 66, Absatz 2, FrPolG 2005 und Paragraph 9, BFA-VG 2014 ist bei Erlassung einer auf Paragraph 66, FrPolG
2005 gestitzten Ausweisung eine Abwagung des 6ffentlichen Interesses an der Beendigung des Aufenthalts des EWR-
Blirgers mit dessen Interesse an einem Verbleib in Osterreich vorzunehmen, bei der insbesondere die Art und Dauer
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des bisherigen Aufenthalts im Bundesgebiet, das Alter, der Gesundheitszustand, die familidre und wirtschaftliche Lage,
die soziale und kulturelle Integration im Bundesgebiet und das Ausmal} der Bindungen zum Heimatstaat sowie die
Frage der strafgerichtlichen Unbescholtenheit zu berucksichtigen sind.”

3.1.3. Der Beschwerde war aus folgenden Grunden stattzugeben:

Da die BF, die aufgrund ihrer deutschen Staatsangehdérigkeit in den persénlichen Anwendungsbereich von8 67 FPG
fallt, die Voraussetzungen eines durchgehenden und rechtmaBigen Aufenthaltes im Bundesgebiet weder seit mehr als
funf, noch mehr als zehn Jahren erflllt und sie daher kein unionsrechtliches Daueraufenthaltsrecht iSd. § 53a NAG
erworben hat, kommt fur diese der Prifungsmalstab des 8 67 Abs. 1 erster und zweiter Satz FPG flr Unionsburger zur
Anwendung. Diese Tatsache geht mit dem Umstand einher, dass die BF zu einem Zeitpunkt verurteilt wurde, der
innerhalb der ,5-Jahres-Grenze” der genannten Bestimmung liegt. Da die BF, die aufgrund ihrer deutschen
Staatsangehorigkeit in den persénlichen Anwendungsbereich von Paragraph 67, FPG fallt, die Voraussetzungen eines
durchgehenden und rechtmaRBigen Aufenthaltes im Bundesgebiet weder seit mehr als finf, noch mehr als zehn Jahren
erflllt und sie daher kein unionsrechtliches Daueraufenthaltsrecht iSd. Paragraph 53 a, NAG erworben hat, kommt fr
diese der PrifungsmaBstab des Paragraph 67, Absatz eins, erster und zweiter Satz FPG fur Unionsburger zur
Anwendung. Diese Tatsache geht mit dem Umstand einher, dass die BF zu einem Zeitpunkt verurteilt wurde, der
innerhalb der ,5-Jahres-Grenze" der genannten Bestimmung liegt.

Gegen die BF als grundsatzlich unionsrechtlich aufenthaltsberechtigte EWR-Birgerin ist die Erlassung eines
Aufenthaltsverbots gemal § 67 Abs. 1 erster und zweiter Satz FPG sohin nur zuldssig, wenn auf Grund des
persoénlichen Verhaltens die 6ffentliche Ordnung oder Sicherheit tatsachlich, gegenwartig und erheblich gefahrdet ist.
Strafrechtliche Verurteilungen allein kénnen nicht ohne weiteres diese MaBnahme begrinden. Vom Einzelfall
losgeldste oder auf Generalpravention verweisende Begriindungen sind nicht zuldssig. Gegen die BF als grundsatzlich
unionsrechtlich aufenthaltsberechtigte EWR-BUrgerin ist die Erlassung eines Aufenthaltsverbots gemal3 Paragraph 67,
Absatz eins, erster und zweiter Satz FPG sohin nur zuldssig, wenn auf Grund des personlichen Verhaltens die
offentliche Ordnung oder Sicherheit tatsachlich, gegenwartig und erheblich gefahrdet ist. Strafrechtliche
Verurteilungen allein kénnen nicht ohne weiteres diese MalBnahme begriinden. Vom Einzelfall losgel¢ste oder auf
Generalpravention verweisende Begriindungen sind nicht zulassig.

Bei der Stellung der fir jedes Einreiseverbot zu treffenden Gefahrlichkeitsprognose - gleiches gilt auch fur ein
Aufenthaltsverbot oder Rickkehrverbot - ist das Gesamt(fehl)verhalten des Fremden in Betracht zu ziehen und auf
Grund konkreter Feststellungen eine Beurteilung dahin vorzunehmen, ob und im Hinblick auf welche Umstande die in
§ 53 Abs. 2 FrPolG 2005 idF FrAG 2011 umschriebene Annahme gerechtfertigt ist. Bei dieser Beurteilung kommt es
demnach nicht auf die blofRe Tatsache der Verurteilung bzw. Bestrafung des Fremden, sondern auf das diesen
zugrundeliegende Fehlverhalten, die Art und Schwere der zu Grunde liegenden Straftaten und auf das sich daraus
ergebende Personlichkeitsbild an (vgl. VWGH 19.2.2013, 2012/18/0230).Bei der Stellung der fiir jedes Einreiseverbot zu
treffenden Gefahrlichkeitsprognose - gleiches gilt auch fir ein Aufenthaltsverbot oder Rlckkehrverbot - ist das
Gesamt(fehl)verhalten des Fremden in Betracht zu ziehen und auf Grund konkreter Feststellungen eine Beurteilung
dahin vorzunehmen, ob und im Hinblick auf welche Umstande die in Paragraph 53, Absatz 2, FrPolG 2005 in der
Fassung FrAG 2011 umschriebene Annahme gerechtfertigt ist. Bei dieser Beurteilung kommt es demnach nicht auf die
bloRe Tatsache der Verurteilung bzw. Bestrafung des Fremden, sondern auf das diesen zugrundeliegende
Fehlverhalten, die Art und Schwere der zu Grunde liegenden Straftaten und auf das sich daraus ergebende
Persdnlichkeitsbild an vergleiche VwGH 19.2.2013, 2012/18/0230).

Solche Gesichtspunkte, wie sie in einem Verfahren betreffend Rickkehrentscheidung und Einreiseverbot zu prifen
sind, insbesondere die Intensitit der privaten und familidren Bindungen in Osterreich, kénnen nicht auf die bloRe
Beurteilung von Rechtsfragen reduziert werden (vgl. VWGH 7.11.2012, 2012/18/0057).Solche Gesichtspunkte, wie sie in
einem Verfahren betreffend Ruckkehrentscheidung und Einreiseverbot zu prifen sind, insbesondere die Intensitat der
privaten und familidren Bindungen in Osterreich, kénnen nicht auf die bloRe Beurteilung von Rechtsfragen reduziert
werden vergleiche VwGH 7.11.2012, 2012/18/0057).

In diesem Zusammenhang weist das erkennende Gericht der Vollstandigkeit halber darauf hin, dass die
fremdenpolizeilichen Beurteilungen unabhangig und eigenstandig, von den die des Strafgerichts fur die
Strafbemessung, die bedingte Strafnachsicht und den Aufschub des Strafvollzugs betreffenden Erwdgungen zu treffen
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hat (vgl. Erkenntnis des VwGH v. 6Juli 2010, ZI.2010/22/0096). Es obliegt daher dem erkennenden Gericht
festzustellen, ob eine Gefahrdung im Sinne des FPG vorliegt oder nicht. Es geht bei der Erlassung eines
Aufenthaltsverbotes in keiner Weise um eine Beurteilung der Schuld des Fremden an seinen Straftaten und auch nicht
um eine Bestrafung (vgl. Erkenntnis des VwWGH vom 8. Juli 2004, 2001/21/0119). In diesem Zusammenhang weist das
erkennende Gericht der Vollstandigkeit halber darauf hin, dass die fremdenpolizeilichen Beurteilungen unabhangig
und eigenstandig, von den die des Strafgerichts fur die Strafbemessung, die bedingte Strafnachsicht und den Aufschub
des Strafvollzugs betreffenden Erwdgungen zu treffen hat vergleiche Erkenntnis des VwGH v. 6Juli 2010, ZI.
2010/22/0096). Es obliegt daher dem erkennenden Gericht festzustellen, ob eine Gefahrdung im Sinne des FPG vorliegt
oder nicht. Es geht bei der Erlassung eines Aufenthaltsverbotes in keiner Weise um eine Beurteilung der Schuld des
Fremden an seinen Straftaten und auch nicht um eine Bestrafung vergleiche Erkenntnis des VwWGH vom 8. Juli 2004,
2001/21/0119).

Es geht bei der Gefdhrdungsprognose nicht um die Frage der formellen Unbescholtenheit, sondern um das
Gesamtverhalten des Fremden. Zur Begriindung einer Gefahrdung 6ffentlicher Interessen darf auch das einer getilgten
Verurteilung zugrundeliegende Verhalten berucksichtigt werden (vgl. VwGH 30.11.2020, Ra 2020/21/0355 sowie
07.10.2021, Ra 2020/21/0363).Es geht bei der Gefahrdungsprognose nicht um die Frage der formellen
Unbescholtenheit, sondern um das Gesamtverhalten des Fremden. Zur Begriindung einer Gefahrdung &ffentlicher
Interessen darf auch das einer getilgten Verurteilung zugrundeliegende Verhalten beriicksichtigt werden vergleiche
VwGH 30.11.2020, Ra 2020/21/0355 sowie 07.10.2021, Ra 2020/21/0363).

+Ein Aufenthaltsverbot kann nach § 67 Abs. 1 erster und zweiter Satz FrPolG 2005 gegen einen Unionsburger, der sich
unter potentieller Inanspruchnahme seines unionsrechtliches Freiziigigkeitsrechtes in Osterreich aufhélt oder
aufgehalten hat (vgl. VWGH 19.9.2019, Ro 2019/21/0011), erlassen werden, wenn aufgrund seines personlichen
Verhaltens die ¢ffentliche Ordnung oder Sicherheit gefahrdet ist, wobei das persénliche Verhalten eine tatsachliche,
gegenwartige und erhebliche Gefahr darstellen muss, die ein Grundinteresse der Gesellschaft berthrt. Des Weiteren
ist fur Unionsburger, die - gemaR§ 53a Abs. 1 NAG 2005 nach einem funfjahrigen rechtmaRigen und
ununterbrochenen Aufenthalt im Bundesgebiet - das Daueraufenthaltsrecht erworben haben, nicht nur bei der
Ausweisung, sondern auch bei der Erlassung eines Aufenthaltsverbotes der in § 66 Abs. 1 letzter Satzteil FrPolG 2005
vorgesehene GefahrdungsmalRstab, der jenem in Art. 28 Abs. 2 der Freizlgigkeitsrichtlinie (RL 2004/38/EG) entspricht,
heranzuziehen (vgl. VwGH 24.10.2019, Ra 2019/21/0205; VwGH 13.12.2012,2012/21/0181; VwWGH 22.1.2014,
2013/21/0135; VWGH 3.7.2018, Ra 2018/21/0066" sowie VWGH 22.12.2020,Ra 2020/21/0452).,Ein Aufenthaltsverbot
kann nach Paragraph 67, Absatz eins, erster und zweiter Satz FrPolG 2005 gegen einen Unionsburger, der sich unter
potentieller Inanspruchnahme seines unionsrechtliches Freiziigigkeitsrechtes in Osterreich aufhilt oder aufgehalten
hat vergleiche VWGH 19.9.2019, Ro 2019/21/0011), erlassen werden, wenn aufgrund seines personlichen Verhaltens
die 6ffentliche Ordnung oder Sicherheit gefahrdet ist, wobei das persdnliche Verhalten eine tatsachliche, gegenwartige
und erhebliche Gefahr darstellen muss, die ein Grundinteresse der Gesellschaft berihrt. Des Weiteren ist fur
Unionsburger, die - gemaR Paragraph 53 a, Absatz eins, NAG 2005 nach einem flunfjahrigen rechtmaRigen und
ununterbrochenen Aufenthalt im Bundesgebiet - das Daueraufenthaltsrecht erworben haben, nicht nur bei der
Ausweisung, sondern auch bei der Erlassung eines Aufenthaltsverbotes der in Paragraph 66, Absatz eins, letzter
Satzteil FrPolG 2005 vorgesehene Gefahrdungsmalfistab, der jenem in Artikel 28, Absatz 2, der Freizigigkeitsrichtlinie
(RL 2004/38/EG) entspricht, heranzuziehen vergleiche VwGH 24.10.2019,Ra 2019/21/0205; VwGH 13.12.2012,
2012/21/0181; VwGH 22.1.2014,2013/21/0135; VwGH 3.7.2018, Ra 2018/21/0066" sowie VwGH 22.12.2020,Ra
2020/21/0452).

3.1.4. Die BF wurde vom LG XXXX wegen unerlaubten Umgangs mit Suchtgiften und Suchtgifthandels zu einer
18monatigen Freiheitsstrafe unter Setzung einer Probezeit von 3 Jahren verurteilt. 3.1.4. Die BF wurde vom LG réomisch
40 wegen unerlaubten Umgangs mit Suchtgiften und Suchtgifthandels zu einer 18monatigen Freiheitsstrafe unter
Setzung einer Probezeit von 3 Jahren verurteilt.

Der VwGH hat wiederholt festgehalten, dass der Verhinderung der Suchmittelkriminalitat (vgl. VwWGH 06.05.2022,Ra
2021/01/0377) eine groRe Bedeutung zukommt und mit Suchtmitteldelikten zudem eine hohe Ruckfallgeféhrlichkeit
einhergehe (vgl. VWGH 06.05.2022, Ra 2021/01/0377). Der VWGH hat wiederholt festgehalten, dass der Verhinderung
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der Suchmittelkriminalitat vergleiche VwGH 06.05.2022, Ra 2021/01/0377) eine grofRe Bedeutung zukommt und mit
Suchtmitteldelikten zudem eine hohe Ruckfallgefahrlichkeit einhergehe vergleiche VwGH 06.05.2022, Ra
2021/01/0377).

Gegenstandlich gilt jedoch zu berlcksichtigen, dass die letzte Straftat schon fast 3 Jahre zurlckliegt, die BF ein
schitzenswertes Familienleben fuhrt, einer geregelten Beschaftigung nachgeht, sich von ihrem vergangenen Verhalten
distanziert, von den ehemaligen Suchtgiftkreisen entfernt und aus ihrem vormaligen Handeln eindeutig gelernt hat. Es
darf auch nicht aulRer Acht gelassen werden, dass die BF ausschlieRRlich zu einer bedingten Freiheitsstrafe verurteilt
wurde und lediglich zwei Wochen in (Untersuchungs)haft verbrachte.

In der mundlichen Verhandlung hat sie eindeutig und unmissverstandlich bekundet, das in der Vergangenheit gefuhrte
Leben nicht mehr fortsetzen zu wollen.

Der BF lasst sich angesichts dessen eine positive Zukunftsprognose attestieren und weist das von ihr gezeigte
Verhalten im Ergebnis keine tatsachliche, (vor allem) gegenwartige und erhebliche Gefdhrdung &ffentlicher Interessen
(mehr) auf. Anhand der durch ihr Verhalten gewonnen Einsicht ist nicht mehr mit einem Rickfall in die beschriebenen
Handlungsweisen zu rechnen.

Auch im Hinblick auf 8 9 BFA-VG lasst sich die Erlassung eines Aufenthaltsverbotes nicht rechtfertigenAuch im Hinblick
auf Paragraph 9, BFA-VG l3sst sich die Erlassung eines Aufenthaltsverbotes nicht rechtfertigen.

Die gesicherte Beziehung zu XXXX , das gute Verhadltnis zu ihrer Tochter und die geregelte Erwerbstatigkeit lassen
diesen Schluss zu.Die gesicherte Beziehung zu rémisch 40, das gute Verhdltnis zu ihrer Tochter und die geregelte
Erwerbstatigkeit lassen diesen Schluss zu.

Das Verwaltungsgericht verkennt den Unrechtsgehalt der Verurteilung keinesfalls, unter Abwagung der
Gesamtsituation war der Beschwerde jedoch stattzugeben und der angefochtene Bescheid - somit auch dessen
Spruchpunkt Il. - zur Ganze aufzuheben.Das Verwaltungsgericht verkennt den Unrechtsgehalt der Verurteilung
keinesfalls, unter Abwagung der Gesamtsituation war der Beschwerde jedoch stattzugeben und der angefochtene
Bescheid - somit auch dessen Spruchpunkt rémisch zwei. - zur Ganze aufzuheben.

Zu Spruchteil B)
Zur Unzulassigkeit der Revision:

GemaB & 25a Abs. 1 des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VwGG),BGBI. Nr. 10/1985 idgF, hat das
Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemal3 Art. 133
Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.Gemall Paragraph 25 a, Absatz eins, des
Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VWGG), Bundesgesetzblatt Nr. 10 aus 1985, idgF, hat das Verwaltungsgericht im
Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG
zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.

Die Revision gegen die gegenstandliche Entscheidung ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die
Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht
die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es
an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als
uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu |6senden
Rechtsfrage vor. Konkrete Rechtsfragen grundsatzlicher Bedeutung sind weder in der gegenstandlichen Beschwerde
vorgebracht worden noch im Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht hervorgekommen.Die Revision gegen die
gegenstandliche Entscheidung ist gemald Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zuladssig, weil die Entscheidung nicht von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche
Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer
Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich
zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage
vor. Konkrete Rechtsfragen grundsatzlicher Bedeutung sind weder in der gegenstandlichen Beschwerde vorgebracht
worden noch im Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht hervorgekommen.

Die oben in der rechtlichen Beurteilung angeflihrte Judikatur des VwWGH ist zwar zu friiheren Rechtslagen ergangen, sie
ist jedoch nach Ansicht des erkennenden Gerichts auf die inhaltlich meist vollig gleichlautenden Bestimmungen der
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nunmehr geltenden Rechtslage unverandert Gbertragbar.
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